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INTERVIEW

Widersprüche, Teil 2: 

„Politik des langen Atems“
Interview und Fotos: Gaston Kirsche

Andreas Blechschmidt war Anmelder 
der von der Polizei gewaltsam 
aufgelösten „Welcome-to-Hell“-
Demo beim G20-Gipfel 2017 in 
Hamburg. Im zweiten Teil des 
Gesprächs mit ihm geht es um die 
Reaktionen der Anwohner*innen auf 
die Proteste, die strategische Rolle 
von Militanz und mögliche Nahziele 
der revolutionären Linken.

woxx: Was würden Anwohner*innen 
wohl denken, wenn sie lesen würden, 
wie eine autonome Gruppe sich dar-
über lustig macht, es gäbe im Schan-
zenviertel Linke, die Krawalle „sogar 
an der Verträglichkeit für Kinder mes-
sen wollen“?

Andreas Blechschmidt: Ich habe aus 
den Diskussionen und Auseinander-
setzungen, die die Flora mit der Nach-
barschaft nach dem G20 geführt hat, 
eine Ahnung, was die Antwort der 
in der Schanze lebenden Menschen 
wäre. Ich halte solche herablassenden 
Sprüche für Heldentum an den Tasten 
des Computers, das im direkten Ge-
spräch wahrscheinlich wie Schnee in 
der Sonne schmölze.

Sie schreiben von doppelter Ausgren-
zung der Anwohner*innen durch die 
Polizeimacht und durch Militante 
beim Aufstand, beim Riot. Sehen das 
andere Linke aus dem Schanzenvier-
tel auch so?

Oh, ich würde sagen, das ist eine 
gute Frage an die anderen Linken im 
Schanzenviertel. Für mich drückt sich 
in dieser Konstellation aus, ob die 
radikale Linke den gesellschaftlichen 

Resonanzraum als Bezugspunkt für 
die eigene Politik in Betracht zieht. 
Ich finde es richtig, die eigenen politi-
schen Inhalte nicht für das Strohfeuer 
populistischen Zuspruchs zu opfern. 
Es muss ausgehalten werden kön-
nen, mit der Verteidigung militanter 
Aktionen manchmal sehr einsam auf 
weiter Flur zu stehen. Aber das kann 
ja nicht im Umkehrschluss bedeuten, 
mit der militanten Walze über alles 
und jeden hinwegzurollen, denn mit 
dieser Haltung gäbe es in Hamburg 

weder die genossenschaftlich ver-
walteten Häuser an der Hafenstraße, 
noch die besetzte Rote Flora oder die 
Gängeviertel-Genossenschaft.

In ihrem Buch legen Sie ausführlich 
dar, dass militante Aktionsformen im-
mer vermittelbar sein müssen und Ge-
gengewalt kein Wert an sich ist. Ist das 
kein Konsens in der autonomen Szene?

Da bin ich mir sicher, dass es im 
Grundsatz darüber einen Konsens 

nicht nur in der autonomen, sondern 
auch in der militanten Linken insge-
samt gibt. Aber der Teufel steckt eben 
im Detail, in der Beurteilung der kon-
kreten Aktion. Genau da wird es in-
teressant. Als am Freitagmorgen des 
7. Juli eine Gruppe Demonstrierender 
auf der Elbchaussee Kleinwagen in 
Brand gesetzt und weitere Objekte 
angegriffen hat, war die politische 
Haltung dahinter meiner Meinung 
nach klar erkennbar: Dem gewalt-
samen Allmachtsanspruch des poli-

Aus dem Motto sollte Realität werden: Die „Welcome-to-Hell“-Demonstration gegen den G20-Gipfel in Hamburg kurz vor ihrer gewaltsamen 

Auflösung durch die Polizei.
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zeilichen Kontrollregimes der voran-
gegangenen Tage sollte eine Grenze 
aufgezeigt werden. Ob das aber in der 
konkreten Ausführung widerspruchs-
frei gelungen ist, ist für mich diskus-
sionsbedürftig. Doch angesichts der 
staatlichen Repression, insbesondere 
auch wegen des aktuell laufenden 
Prozesses in Hamburg, gehört mein 
Herz und meine Solidarität allen, die 
an dem Morgen auf der Straße waren.

„Ein dreistündiger 
polizeifreier Raum 
ist noch nicht die 
Morgenröte der 
Revolution.”

Fehlt nicht in der Debatte der radika-
len Linken über die militanten Proteste 
beim G20-Gipfel in Hamburg 2017 den-
noch eine Einordnung in die gesamt-
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse?

Ich antworte mal mit statistischer 
Polemik: Zwei Monate nach den mi-
litanten Auseinandersetzungen beim 
G20-Gipfel ist die AFD mit über zwölf 
Prozent in den deutschen Bundes-
tag eingezogen. Im Jahre 2017 sank 
aber die Arbeitslosenquote im Bun-
desdurchschnitt auf den niedrigsten 
Stand seit 1990. Das heißt, in Zeiten, 
in denen es in dieser Gesellschaft der 
Mehrheit der in Deutschland leben-
den Menschen verhältnismäßig gut 
geht, kann eine genuin rechtsradikale 
Partei ungefährdet in den Bundestag 
einziehen. Und seitdem hat sich in 
den ostdeutschen Bundesländern die 

Eine niedrige Einsatzschwelle der 
Polizei mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln und eine 
Dynamik der Randale, die keine 
Grenzen mehr kennt: Auch die 
Anwohner*innen der betroffenen 
Viertel mussten die Zeche bezahlen.

Bis zum heutigen Tag ist der G20-
Gipfel vom Juli 2017 in Hamburg ein 
Thema, insbesondere in den Stadt-
teilen der westlichen Innenstadt, 
rund um die Messehallen. Dort war 
damals der Austragungsort der Kon-
ferenz, und hier konzentrierten sich 
auch die Proteste

Die Polizeistrategie war auf Eska-
lation angelegt, man wollte mit allen 
Mitteln unerwünschte Aktivitäten 
von Protestierenden verhindern, 
vom Zeltlager bis zur Straßenblo-
ckade. Anfang Juni 2017 verfügte die 
Hamburger Polizeiführung – nicht 
etwa die rotgrüne Stadtregierung – 
für die Tage des Gipfels, den 7. und 
8. Juli, ein umfassendes Versamm-
lungsverbot in einem 38 Quadratki-
lometer großen Stadtgebiet zwischen 
Flughafen, Messehallen und den 
großen Hotels für die Delegationen, 
verteilt über die gesamte Innen-
stadt. Alleine die saudi-arabische 
Delegation buchte beispielswei-
se ein komplettes mehrstöckiges 
Vier-Sterne-Hotel.

Die Stadtregierung gab der Poli-
zeiführung um Gesamteinsatzleiter 
Hartmut Dudde freie Hand, so dass 
Entscheidungen über das Versamm-
lungsrecht keinerlei politischer Kon-
trolle unterlagen. Die Einsatzschwel-
le für die 31.000 zur Gipfelsicherung 
mobilisierten Polizist*innen war 
niedrig, der Einsatz von Pfefferspray 
und Knüppeln aus geschlossenen 
Einheiten in Kampfmontur war 
ebenso wie der von den 21 Wasser-
werfern vor Ort häufig und heftig. 
Polizeihubschrauber waren rund um 
die Uhr im Einsatz, insbesondere 
über dem Karo- und dem Schanzen-
viertel, den beiden alternativ gepräg-
ten, an die Messehallen direkt an-
grenzenden Stadtteilen. Balkone und 
Schaufenster waren dort überall mit 
„No-G20“-Plakaten behängt.

Am Freitagabend, dem ersten 
Gipfeltag, konzentrierte sich die Po-
lizei auf die Abschottung der Elb-
philharmonie gegen Protestieren-
de. In dem 880 Millionen teuren, 
neuen Konzerthaus wurde für die 
Stadtchefs und ihre Entourage Beet-
hovens „Ode an die Freude“ wun-
derschön gesungen. Aber selbst auf 
dem angrenzenden Fluss hielten Po-
lizeiboote Protestierende auf Schif-
fen auf Distanz. Den Tag über hatten 
Polizeieinheiten gewaltsam Blocka-
den auf den An- und Abfahrtswegen 
der Delegationen zerschlagen.

Seit fünf Tagen schon waren 
Zeltlager geräumt, Ansammlungen 
im Schanzenviertel unterbunden, 
selbst kleine Versammlungen unter 
massiver Gewaltanwendung aufge-
löst worden. Wer nicht protestieren 
wollte, war aus der Stadt abgereist, 
sofern möglich – große Firmen hat-
ten ihren Mitarbeitenden frei gege-
ben, der öffentliche Nahverkehr war 
durch die massiven Polizeisperrun-
gen zusammengebrochen. In dieser 
Situation sammelten sich immer 
mehr den Tag über von der Poli-
zei malträtierte Protestierende im 
Schanzenviertel, errichteten Barri-
kaden gegen die anrückende Polizei.

Die Angestellten 
einer Tankstelle 
wurden attackiert, 
als sie das Anzünden 
der Zapfsäulen 
verhinderten.

Die süddeutschen Polizeieinhei-
ten im Abschnitt Schulterblatt hatten 
keine Erfahrung mit den jährlichen 
Stadtteilfesten rund um die Rote 
Flora. Und hatten deshalb Angst 
vor den alkoholisierten Zaungästen 
auf den Dächern und Baugerüsten. 
Vor allem waren die süddeutschen 
Einheiten irritiert, dass die Protes-
tierenden auf den Straßen nicht wie 
gewohnt vor ihnen flüchteten, wenn 
sie losstürmten - sondern sich ih-
nen entgegenstellten und sich wehr-

ten. Die Einsatzkräfte verweigerten 
den Befehl der Polizeiführung, das 
Schanzenviertel zu räumen. So ent-
stand über drei Stunden lang eine 
polizeifreie Zone.

Zunehmend beteiligten sich 
im Laufe der Zeit Jugendliche, 
Anwohner*innen, Demonstrierende 
und erlebnisorientierte Tourist*innen 
am Ausräumen von Ladenfilialen 
und an den Feuern auf der Straße. 
Um 20.30 Uhr hatte niemand mehr 
die Kontrolle über das Geschehen. 
Einige legten Feuer in drei Geschäf-
ten, die in Wohnhäuser integriert 
waren, andere löschten wiederum. 
Große Barrikadenfeuer drohten auf 
Wohngebäude überzugreifen. Die 
Angestellten einer Tankstelle wurden 
attackiert, als sie das Anzünden der 
Zapfsäulen verhinderten.

Von oben die Polizeihubschrau-
ber, von den großen Einfallstraßen 
her die Wasserwerfer und Polizei-
einheiten, und direkt vor den Balko-
nen der Anwohner*innen Feuer auf 
der Straße. Und keine Feuerwehr 
kam durch. Einige verließen aus 
Angst vor Hausbränden ihre Woh-
nung. Um 23.30 Uhr explodierten 
plötzlich Blendschock-Granaten in 
Gebäudefluren – Antiterroreinheiten 
der Polizei, sogenannte Sonderein-
satzkommandos, durchkämmten 
mit Sturmgewehren im Anschlag das 
Schanzenviertel von Haus zu Haus, 
drangen in Wohnungen ein. Die 
Straßen leerten sich sofort.

Am nächsten Tag kam es vor der 
Roten Flora inmitten des Stadtteils 
zu erregten Diskussionen zwischen 
aufgebrachten Anwohner*innen und 
Aktiven aus dem autonomen Zent-
rum. Auch Andreas Blechschmidt, 
der eine der Demonstrationen an-
gemeldet hatte, stellte sich der Dis-
kussion auf der Straße. Er wurde 
in einigen Medien persönlich ange-
gangen. Der für den Eskalationskurs 
der Polizei verantwortliche Gesamt-
einsatzleiter Hartmut Dudde wur-
de nach dem Gipfel zum Leiter der 
gesamten Hamburger Schutzpolizei 
befördert.

Rückblick auf den Hamburger G20-Gipfel

Polizeieskalation  
und Barrikaden
Gaston Kirsche
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Anklagen und Urteile

(gk) – Die Staatsanwaltschaft Hamburg hat bislang über 850 
Ermittlungsverfahren gegen rund 1.150 bekannte Personen und 1.590 
Verfahren gegen unbekannte Beschuldigte eingeleitet. Insgesamt 
wurden bisher rund 280 Anklagen erhoben, Hamburger Gerichte 
fällten über 130 Urteile. Sechs Angeklagte wurden zu Haftstrafen 
ohne und 59 zu Haftstrafen mit Bewährung verurteilt. Gegenüber 
den Sicherheitsbehörden scheint der Aufklärungswille weniger stark 
ausgeprägt: 94 von 154 Ermittlungsverfahren gegen Polizist*innen 
wurden eingestellt, in keinem einzigen Fall wurde Anklage erhoben. 
Letzteres ist auch nicht mehr zu erwarten.

INTERVIEW

AFD als politische Kraft sogar noch 
weiter stabilisiert. Und dies, obwohl 
sie sich in ihrer Rhetorik für keinen 
abstoßenden, rassistischen, erinne-
rungspolitischen und antisemitischen 
Tabubruch zu schade war. In den 
Verlautbarungen der radikalen Lin-
ken zum G20 habe ich angesichts 
dieser deprimierenden Realität für 
Perspektiven eines massenhaften Wi-
derspruchs zum neoliberalen Regime 
nichts Erhellendes wahrnehmen kön-
nen. Also nichts dazu, wie wir dieser 
Entwicklung mit einer radikalen au-
ßerparlamentarischen Antwort Ein-
halt gebieten könnten.

Sich die Ohnmacht als radikale Lin-
ke eingestehen, aber Widerstand 
organisieren?

Der Philosoph Walter Benjamin, auf 
den ich mich beziehe, hat 1928 für die 

„souveräne Abschätzung“ der Ohn-
macht plädiert. Ohnmacht im Wort-
sinne bedeutet, ohne Macht zu sein, 
es geht um einen Zustand, der verän-
derbar ist. Und dabei spielen militan-
te Aktionen eine wichtige Rolle.

Nach der Buchvorstellung in Ham-
burg gab es erste Reaktionen, die Ihr 
Buch als pessimistischen Abgesang 
verstehen. Was erwidern Sie darauf?

Es geht mir in meinem Buch nicht um 
eine Absage, sondern um ein Plädo-
yer dafür, dass militante Aktionsfor-
men immer eine Option für die ra-
dikale Linke sein müssen. Das habe 
ich als Aktivist so vor, während und 
auch nach dem G20 öffentlich ver-
treten. Für mich geht es darum, dass 
Militanz in den gegenwärtigen Kräfte-
verhältnissen politische Spielräume 
schaffen kann, aktuell jedoch nicht 

der Schlüssel zur Herbeiführung eines 
Umsturzes der herrschenden kapita-
listischen Verhältnisse ist.

„Ich finde es richtig, 
die eigenen Inhalte 
nicht für Strohfeuer 
populistischen Zuspruchs 
zu opfern.“

Deshalb beziehen Sie sich auch auf 
Daniel Bensaid?

Daniel Bensaid war ein bedeutender 
Aktivist des Pariser Mai 1968 und hat 
sich trotz der Niederlage der damali-
gen Revolte immer dafür eingesetzt, 
dass der Kapitalismus nicht der End-
punkt der Geschichte sein darf und 
wohl nicht sein wird. Er war zugleich 
der Meinung, die radikale Linke müs-
se sich darüber klar sein, dass die 
Herbeiführung der Revolution aktuell 
kein realistisches Nahziel ist. Aber er 
hat darauf gedrängt, dass sich die ra-
dikale Linke darauf vorbereiten müs-
se, eine schlechte Auflösung einer 
möglichen revolutionären Situation 
zu vermeiden. Das bedeutet, sich po-
litisch in Theorie und Praxis mit den 
Bedingungen und Möglichkeiten der 
Abschaffung des neoliberalen kapi-
talistischen Regimes zu beschäftigen. 
Für diese notwendige Politik des lan-
gen Atems reicht es aber nicht, sich 
bloß an den Feuern brennender Bar-
rikaden zu wärmen.

Und für den langen Atem geht es in 
der zweiten Hälfte des Buches eher 
grundsätzlich um die Gewaltverhält-
nisse des Staates und der radikalen 
Linken?

Es gibt eine Menge Aspekte, die ich in 
den mir bekannten Analysen inner-
halb der radikalen Linken zum G20 
unterbelichtet finde und daher thema-
tisiere. So empfand ich den Riot der 
Freitagnacht in der Schanze vorsichtig 
gesagt als sehr maskulin. Analysen 
etwa der feministischen Theoretike-
rin Silvia Federici hierzu fehlen. Mir 
kam in den Nachbetrachtungen auch 
das Beharren darauf zu kurz, dass 
wir nicht per se Gewalt predigen, 
sondern grundsätzlich eine gewalt-
freie Gesellschaft anstreben. Militanz 
ist in diesem Kontext eben ein Mittel 
zum Zweck, weil andere Mittel aus-
geschöpft sind. Von Jean Améry über 
Herbert Marcuse bis hin zu Hannah 
Arendt gibt es in diesem Zusammen-
hang eine Reihe von mittlerweile his-
torischen solidarischen Bezugnahmen 
auf das Anliegen der radikalen Lin-
ken, sich mit den herrschenden Ver-
hältnissen nicht abzufinden. Auf die 
ungebrochene Aktualität dieser Er-
mutigungen möchte ich mit meinem 
Buch hinweisen.

Deshalb die Darlegung des Gewalt-
Staat-Paradigmas von Hannah Arendt 
im Buch? Darin geht es um die Ba-
lance von Staatsgewalt und deren 
gesellschaftliche Legitimation. Sie be-
schreiben anschaulich, wie sich die-

Diskussionen innerhalb der Linken gab es 

bereits vor dem Gipfel: So wurde eines der 

Mobilisierungsplakate als maskulinistisches 

Straßenkämpfermotiv kritisiert.
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an beteiligt war, ist dem kein Studi-
um der Schriften Hannah Arendts 
vorausgegangen.

Sie schreiben, militante Politik müsse 
immer die repressive, gewaltförmige 
Reaktion staatlicher Institutionen mit-
bedenken und dies bei der Wahl der 
Mittel bedenken. War die autonome 
Linke beim G20-Protest militanter als 
es ihre marginale gesellschaftliche 
Position erlaubt?

Andreas Blechschmidt engagiert sich seit der Besetzung der Roten 
Flora im Hamburger Schanzenviertel 1988/89 im dortigen autonomen 
Zentrum. Der 53-jährige ist häufig als Sprecher und Anmelder für 
Versammlungen der autonomen Linken aktiv, auch für die von der 

Polizei gewaltsam 
aufgelöste „Welcome-
to-Hell“-Demo beim 
G20-Gipfel 2017 in 
Hamburg. Während 
seines Studiums der 
Germanistik und 
Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte und 
auch danach war 
er als ausgebildeter 
Altenpfleger 
erwerbstätig und 
dabei zeitweilig 

Betriebsratsvorsitzender. Er hat in einem Anwaltskollektiv gearbeitet 
und ist jetzt in einem alternativen Bestattungsunternehmen beschäftigt. 
Soeben ist von ihm das Buch „Gewalt. Macht. Widerstand. G20 – 
Streitschrift um die Mittel zum Zweck“ in der „reihe antifaschistische 
texte“ (rat) im Unrast Verlag erschienen.

Gerade der G20 in Hamburg ist ein 
Beispiel dafür, dass so etwas nicht 
mit Zirkel und Lineal vorher abge-
steckt werden kann. Das Gerede der 
Politik vom „Festival der Demokra-
tie“, gefolgt von den offenen Rechts-
brüchen der Polizei und der krassen 
Polizeigewalt, das überwiegende 
Schweigen der sogenannten Zivilge-
sellschaft und die Komplizenschaft 
der Leitmedien mit dieser Machtde-
monstration hat zu einer großen Wut 

auf der Straße geführt. Wenn es so et-
was wie „die“ Politik der Herrschen-
den gibt, dann waren die militanten 
Auseinandersetzungen während des 
G20 in Hamburg eine Antwort auf 
die Arroganz dieser Herrschenden. 
Das wundert mich angesichts der 
Eskalationskurses der Polizeiführung 
nicht. Aber dann müssen wir weiter-
reden: Deshalb gibt es keinen Grund, 
Geschäfte, über denen Menschen 
wohnen, anzuzünden. Wer das nicht 
auseinanderhalten kann, wer das 
kleinredet oder bitte nur szeneintern 
besprechen möchte, hat ein echtes 
politisches Problem.

Die Verklärung des Barrikadenabends 
beim G20 zu einer vorrevolutionären 
Situation oder Blaupause für kom-
mende Aufstände lehnen sie entschie-
den ab.

Ja, ein dreistündiger polizeifreier 
Raum ist weder im Ansatz der Auf-
takt einer vorrevolutionären Situation 
noch das Aufscheinen eines kommen-
den Aufstands. Ich will jetzt gar nicht 
bildungsbürgerlich um einen Blick ins 
Geschichtsbuch revolutionärer Kämp-
fe bitten, um eine Ahnung davon zu 
bekommen, dass die Aussetzung ei-
ner polizeilichen Räumung eben nur 
die Aussetzung einer polizeilichen 
Räumung ist. Nicht mehr und nicht 
weniger.

se Balance ausnutzen lässt, um dem 
Staat auch mit militanten Regelüber-
schreitungen Zugeständnisse abzurin-
gen – etwa bei Hausbesetzungen.

Hannah Arendts Aufsatz „Macht und 
Gewalt“, spielt in meiner Argumen-
tation eine wichtige Rolle. Es ist eine 
sehr hellsichtige politische Analyse 
der Vermittlung von offener Gewalt 
im Kapitalismus. Arendt beschreibt, 
wie durch Techniken der Machtaus-
übung der freiwillige Gehorsam der 
Beherrschten die herrschende Ord-
nung stützt. Gleichzeitig zeigt sie aber 
auch, dass die Balance zwischen 
Machtausübung und Gewaltausübung 
nicht ins Ungleichgewicht geraten 
darf, denn das ist das Einfallstor der 
Revolution. Wie weit wir allerdings 
aktuell von diesem Ungleichgewicht 
entfernt sind, lässt sich mit Arendts 
Aufsatz leider auch zeigen.

„Ohnmacht im 
Wortsinne bedeutet, 
ohne Macht zu sein, es 
geht um einen Zustand, 
der veränderbar ist.“

Das klingt beinahe wie eine Ge-
brauchsanweisung für autonome Po-
litik, wie beispielsweise für die Beset-
zung der Hamburger Flora.

Die Rote Flora wurde 1988 und 
1989 erkämpft und soweit ich dar-

Manche versuchen es mit Humor: 

Protestierende bei der großen 

Abschlussdemonstration unter dem Motto 

„Grenzenlose Solidarität statt G20“.
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